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20310

Dritte Änderung des Runderlasses
„Zuständigkeit für Personalangelegenheiten

der Beschäftigten im Geschäftsbereich
des Ministeriums für Arbeit, 

Gesundheit und Soziales“
Runderlass 

des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales
– I B 4-2007 –

Vom 4. Oktober 2021

1

Der Runderlass des Ministeriums für Arbeit, Integration 
und Soziales „Zuständigkeit für Personalangelegenhei-
ten der Beschäftigten im Geschäftsbereich des Ministeri-
ums für Arbeit, Gesundheit und Soziales“ vom 2. Okto-
ber 2008 (MBl. NRW. S. 564), der zuletzt durch Runder-
lass vom 21. Juli 2020 (MBl. NRW. S.  446) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  Nummer 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Nummer 1.1 wird wie folgt geändert:

  aa)  Buchstabe c wird aufgehoben.

  bb)  Die Buchstaben d und e werden die Buchsta-
ben c und d.

 b)  Nummer 1.5 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Buchstabe b wird das Komma am Ende 
durch das Wort „und“ ersetzt.

  bb)  Buchstabe c wird aufgehoben.

  cc)  Buchstabe d wird Buchstabe c.

2.  Nummer 3.3 wird aufgehoben.

2

Dieser Runderlass tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2021 
in Kraft.

– MBl. NRW. 2021 S. 796

2123

Sechste Änderung der Berufsordnung der 
Zahnärztekammer Westfalen-Lippe 

Vom 11. Juni 2021

Die Kammerversammlung der Zahnärztekammer West-
falen-Lippe hat in ihrer Sitzung am 11. Juni 2021 auf-
grund des §  23 Absatz  1 des Heilberufsgesetzes vom 
9.  Mai 2000 (GV. NRW. S.  403), das zuletzt durch Arti-
kel 6 des Gesetzes vom 26. April 2016 (GV. NRW. S. 230) 
geändert worden ist, die folgende Änderung der Berufs-
ordnung der Zahnärztekammer Westfalen-Lippe in der 
Fassung vom 19. November 2005 (MBl. NRW. 2006 S. 42), 
die zuletzt durch Beschluss vom 24. Mai 2019 (MBl. 
NRW. S. 339) geändert worden ist, beschlossen, die durch 
Erlass des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und 
 Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen vom 3. Sep-
tember 2021 – Az.:V A 2 91.11.03 – genehmigt worden ist:

Artikel 1

1.  § 2 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geändert:

 a)  In Buchstabe d wird der Punkt am Satzende durch 
das Wort „und“ ersetzt.

 b)  Nach Buchstabe d wird folgender Buchstabe e ein-
gefügt:

  „e)  das Selbstbestimmungsrecht seiner Patienten 
zu achten.“

2.  In § 2 wird nach Absatz 6 folgender Absatz 7 ange-
fügt:

  „(7) Zahnärztinnen und Zahnärzte beraten und be-
handeln Patientinnen und Patienten in persönlichem 

Kontakt. Sie können dabei Kommunikationsmedien 
unterstützend einsetzen. Eine ausschließliche Bera-
tung oder Behandlung über Kommunikationsmedien 
ist im Einzelfall erlaubt, wenn dies zahnmedizinisch 
vertretbar ist und die erforderliche zahnärztliche 
Sorgfalt insbesondere durch die Art und Weise der 
Aufklärung, Befunderhebung, Beratung, Behandlung 
sowie Dokumentation gewahrt wird.“

Artikel 2

Diese Änderung der Berufsordnung tritt am Tag nach ih-
rer Veröffentlichung in Kraft.

Ausgefertigt:

Münster, den 28. Juli 2021

Jost  R i e c k e s m a n n

Präsident der Zahnärztekammer Westfalen-Lippe

Genehmigt: 

Düsseldorf, 3. September 2021

Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

H a m m

Ausgefertigt zum Zwecke der Veröffentlichung im Minis-
terialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen

Münster, den 6. Oktober 2021

Jost  R i e c k e s m a n n

Präsident der Zahnärztekammer Westfalen-Lippe

– MBl. NRW. 2021 S. 796

224

Änderung des Runderlasses
„Förderrichtlinie Neustart miteinander“

Runderlass 
des Ministeriums für Heimat, Kommunales, 

Bau und Gleichstellung 
– StabH  – 1900 –

Vom 30. September 2021

1

Der Runderlass des Ministeriums für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Gleichstellung „Förderrichtlinie Neustart 
miteinander“ vom 15. Juli 2021 (MBl. NRW. S. 488) wird 
wie folgt geändert:

1.  Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

 „4
 Zuwendungsvoraussetzungen

  Je eingetragenem Verein kann eine öffentliche Veran-
staltung bis zum 30. Juni 2022 gefördert werden, die 
dazu beiträgt, den gesellschaftlichen Zusammenhalt 
und das Gemeinwesen vor Ort zu stärken.“

2.  Nummer 6 wird wie folgt geändert:

 a)  Nummer 6.1 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz  1 wird die Angabe „30. November 
2021“ durch die Angabe „31. Mai 2022“ er-
setzt.

  bb)  Nach Satz  3 wird folgender Satz eingefügt: 
„Dies gilt auch über die Laufzeit des Corona-
Erlass II hinaus.“.
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 b)  In Nummer 6.3 Nummer 3 und Nummer 6.5 Satz 5 
wird jeweils die Angabe „31. März 2022“ durch die 
Angabe „30. September 2022“ ersetzt. 

2

Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veröffentlichung 
in Kraft.

– MBl. NRW. 2021 S. 796

283

Richtlinien über die Gewährung 
von  Zuwendungen zur Förderung der Bildung 

für nachhaltige Entwicklung (BNE) in Umwelt-
bildungseinrichtungen in Nordrhein-Westfalen 

(Förderrichtlinien BNE-/Umweltbildungs-
einrichtungen NRW – FöBNE)

Runderlass 
des Ministeriums für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- 

und Verbraucherschutz 
– VIII-4 – 61.23.03.00 –

Vom 24. September 2021

1
Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1

Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinien und 
dem Runderlass des Ministeriums der Finanzen „Verwal-
tungsvorschriften zur Landeshaushaltsordnung“ vom 
10. Juni 2020 (MBl. NRW. S. 309) Zuwendungen an Um-
weltbildungseinrichtungen für die Durchführung von 
Maßnahmen und Projekten der Bildung für nachhaltige 
Entwicklung (BNE). 

Die Förderung des Landes knüpft an die NRW-Nachhal-
tigkeitsstrategie 2020 „Die globalen Nachhaltigkeitsziele 
konsequent umsetzen“ an und dient unmittelbar der 
Umsetzung von Ziel 4 „Inklusive, gleichberechtigte und 
hochwertige Bildung gewährleisten und Möglichkeiten 
lebenslangen Lernens für alle fördern“. Sie trägt damit 
auch zur Umsetzung der Agenda 2030 für nachhaltige 
Entwicklung und den 17 Zielen für nachhaltige Ent-
wicklung (Sustainable Development Goals, SDGs) bei. 

Zentrales Ziel der Förderung ist die Sicherung und Wei-
terentwicklung einer landesweiten Netzstruktur an 
BNE-/Umweltbildungseinrichtungen, die zielgruppen-
spezifi sche Bildungsmaßnahmen im Umweltbereich un-
ter Berücksichtigung des Konzepts einer Bildung für 
nachhaltige Entwicklung und einer diversitätssensiblen 
Didaktik durchführen. Die Zuwendung des Landes soll 
den Umweltbildungseinrichtungen in ihrer Rolle als 
BNE-Regionalzentren die Möglichkeit bieten, mit ihren 
Bildungsprogrammen Lernprozesse in formalen und 
nicht-formalen Bildungssektoren (Kindertageseinrich-
tungen, Schulen, Hochschulen, Ausbildungsbetrieben, 
Weiterbildung) zu unterstützen und Gestaltungskompe-
tenz bei Lernenden zu fördern. 

Darüber hinaus können BNE-/Umweltbildungseinrich-
tungen eine Strahlkraft in ihrer Region entfalten. Durch 
die partnerschaftliche Unterstützung von Kitas, Schulen 
und die Mitarbeit in regionalen Bildungsnetzwerken so-
wie durch die Vernetzung mit anderen Nachhaltigkeits-
akteurinnen und -akteuren im direkten Umfeld ist zu er-
warten, dass durch die Fördermaßnahme auch ein Bei-
trag im Rahmen kommunaler beziehungsweise 
regionaler Nachhaltigkeitsprozesse geleistet wird.

Die Gewährung der Zuwendung trägt zur Umsetzung 
folgender rechtlicher Bestimmungen bei:

–  Artikel 7 und 29 a der Verfassung für das Land Nord-
rhein-Westfalen vom 28. Juni 1950 (GV. NRW. S. 127), 
die zuletzt durch Gesetz vom 30. Juni 2020 (GV. NRW. 
S. 644) geändert worden ist, 

–  § 4 Absatz 6 des Gesetzes zur Neufassung des Klima-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2021 
(GV. NRW. S. 908),

–  §  4 Absatz  2 des Klimaanpassungsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 910), 

–  § 11 des Landeswassergesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV. NRW. S. 926), 
das zuletzt durch Artikel  1 des Gesetzes vom 4. Mai 
2021 (GV. NRW. S.  560, ber. S.  718) geändert worden 
ist, 

–  §  2 Absatz  6 des Bundesnaturschutzgesetzes vom 
29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Arti-
kel  1 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl.  I 
S. 3908) geändert worden ist,

–  Programme zur Umsetzung des Investitionsgesetz 
Kohleregionen vom 8. August 2020 (BGBI. I S. 1795) 

–  Verordnung (EU) 2021/1060 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 24. Juni 2021 mit gemeinsa-
men Bestimmungen für den Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds 
Plus, den Kohäsionsfonds, den Fonds für einen ge-
rechten Übergang und den Europäischen Meeres-, Fi-
scherei- und Aquakulturfonds sowie mit Haushalts-
vorschriften für diese Fonds und für den Asyl-, Migra-
tions- und Integrationsfonds, den Fonds für die innere 
Sicherheit und das Instrument für fi nanzielle Hilfe im 
Bereich Grenzverwaltung und Visumpolitik (ABl. 
L 231 vom 30.6.2021, S. 159), 

–  Verordnung (EU) 2021/1057 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 24. Juni 2021 zur Einrich-
tung des Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+) und 
zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr.  1296/2013 
(ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 21), 

–  Verordnung(EU) 2021/1056 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 24. Juni 2021 zur Einrich-
tung des Fonds für einen gerechten Übergang (ABl. 
L 231 vom 30.6.2021, S. 1), 

–  Verordnung (EU) 2021/1058 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 24. Juni 2021 über den Eu-
ropäischen Fonds für regionale Entwicklung und den 
Kohäsionsfonds (ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 60).

1.2 

Ein Anspruch auf Gewährung der Zuwendung besteht 
nicht. Die Bewilligungsbehörde entscheidet aufgrund ih-
res pfl ichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügba-
ren Haushaltsmittel. 

2
Gegenstand der Förderung

2.1
Netzstruktur BNE-/Umweltbildungseinrichtungen

Gegenstand der Förderung sind Maßnahmen und Aktivi-
täten regional bedeutsamer Umweltbildungseinrichtun-
gen in Nordrhein-Westfalen, die im Verbund durch ver-
tikale und horizontale Vernetzung, Informations- und 
Wissenstransfer, Unterstützung und Beratung von Ein-
richtungen der formalen und nicht-formalen Bildung in 
ihrer Region, durch Fort- und Weiterbildung sowie eine 
gemeinsame Öffentlichkeitsarbeit zur Bereitstellung und 
Umsetzung eines landesweiten, qualitativ hochwertigen 
BNE-/ Umweltbildungsangebots für unterschiedliche 
Zielgruppen beitragen. Die netzwerkartige Zusammen-
arbeit dieser Regionalzentren wird über eine Landesko-
ordinierungsstelle als Netzzentrale verknüpft, die in der 
„Fach- und Koordinierungsstelle Bildung für nachhal-
tige Entwicklung“ (BNE-Agentur) in der Natur- und 
Umweltschutzakademie NRW eingerichtet ist.

Umweltbildungseinrichtungen im Sinn dieser Richtlinie 
sind außerschulische Lernstandorte mit einem spezifi -
schen Profi l in der natur-, umwelt- und klimabezogenen 
Bildungsarbeit, deren Angebote sich am Konzept der 
Bildung für nachhaltige Entwicklung ausrichten. Als di-
daktisch gestaltete Räume ermöglichen sie vor allem 
Kindern und Jugendlichen entdeckendes, forschendes, 
erfahrungs- und handlungsorientiertes Lernen vor Ort 
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am Standort und in der Begegnung mit Natur und Um-
welt. Dabei kommen zeitgemäße naturwissenschaftliche 
Erkenntnisse und interdisziplinäres Umweltwissen als 
Voraussetzung für selbstbestimmtes und eigenverant-
wortliches Urteilen und Handeln ebenso zum Tragen wie 
emotional- soziale Aspekte durch das unmittelbare Na-
turerleben mit allen Sinnen, um das Verständnis für die 
Gesetzmäßigkeiten der Natur und das Verantwortungs-
bewusstsein für die natürlichen Lebensgrundlagen zu 
stärken. Der fachlichen Fokussierung der Einrichtung 
auf Umweltbildung als BNE-Schwerpunktsetzung liegt 
ein ausformuliertes und bereits angewandtes pädagogi-
sches Konzept zugrunde.

Ein Regionalzentrum im Sinn dieser Richtlinien kann 
eine einzelne Umweltbildungseinrichtung sein, soweit sie 
selbst in der Lage ist, die unter Nummer 2.1 defi nierten 
Leistungen vollumfänglich in ihrer Region zu erbringen. 
Ein Regionalzentrum kann aber auch durch die Zusam-
menarbeit einer kommunalen Gebietskörperschaft mit 
einer oder mehreren Umweltbildungseinrichtungen in 
einer Region gebildet werden. Dabei nutzen die jeweils 
Beteiligten ihre spezifi schen Alleinstellungsmerkmale, 
um die Leistungen eines BNE-Regionalzentrums gemäß 
Nummer 2.1 gemeinsam zu erbringen und eine bestmög-
liche Zielerreichung in der Region zu gewährleisten. Die 
Koordinierung und Steuerung liegt in diesem Fall bei 
der kommunalen Gebietskörperschaft. 

Gefördert werden Maßnahmen und Netzwerkaktivitäten, 
die von einer Einrichtung in den nachfolgenden Hand-
lungsfeldern erbracht werden:

2.1.1

Handlungsfeld BNE-Bildungsprogramm

Verbindlich: 

Planung, Organisation, Durchführung und Auswertung 
eines umfassenden, kompetenzorientierten BNE-Pro-
gramms mit Veranstaltungen, Seminaren, Kursen und 
weiteren Bildungseinheiten für eine möglichst breite 
Zielgruppenansprache, das das Erreichen der 17 interna-
tionalen Nachhaltigkeitsziele innerhalb der planetaren 
Grenzen unterstützt. Das Bildungsprogramm umfasst 
sowohl analoge wie digitale Bildungsangebote. Ein Bei-
trag zur Bewältigung ökologischer Herausforderungen, 
wie etwa ein refl ektierter und verantwortungsvoller Um-
gang mit den natürlichen Ressourcen, den Schutz und 
Erhalt der Biodiversität und ein Beitrag zur Bewältigung 
des Klimawandels, wird grundsätzlich erwartet.

Hierzu gehören:

–  Erlebnis- und handlungsorientierte Methoden und 
Zugänge zur Entwicklung und Stärkung von Umwelt- 
und Nachhaltigkeitsbewusstsein und -handeln als be-
gleitende Maßnahmen schulischer Bildungsprozesse, 

–  Vorhaben der Unterstützung und Gestaltung von Bil-
dungsmöglichkeiten zur frühkindlichen Auseinander-
setzung mit Natur und Umwelt, insbesondere der Zu-
sammenarbeit mit Kindertageseinrichtungen und Fa-
milienzentren.

Nach Möglichkeit: 

–  Maßnahmen zur Einbindung und Teilhabe von Men-
schen mit besonderen Bedarfen auf Basis praxisge-
rechter Konzepte und Methoden, insbesondere von 
Menschen aus sozial benachteiligten Bevölkerungs-
schichten, Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
oder Menschen mit Behinderung,

–  Maßnahmen der Zusammenarbeit mit Universitäten 
und anderen Hochschulen auf dem Gebiet der Bil-
dung für nachhaltige Entwicklung insbesondere in 
der Ausbildung von Lehrerinnen und Lehrern und an-
deren wissenschaftlichen Nachwuchskräften,

–  Schulungen und Fortbildungen zur Entwicklung und 
Stärkung von Nachhaltigkeitskompetenzen von Mul-
tiplikatorinnen und Multiplikatoren aller Bildungsbe-
reiche von Elementarbildung und schulischer Bildung 
über Hochschulbildung und berufl iche Bildung bis 
zur außerschulischen Bildung und Weiterbildung, 

–  zusätzliche inhaltliche Schwerpunktsetzungen und 
ergänzende Bildungsformate sind im Rahmen des 
BNE-Programmangebots möglich. 

2.1.2
Handlungsfeld Maßnahmen zur Unterstützung des Lan-
desprogramms „Schule der Zukunft“

Verbindlich:

Übernahme regionaler Unterstützungsaktivitäten in Ab-
stimmung mit der Landeskoordination und den Regio-
nalkoordinatorinnen und -koordinatoren des Landespro-
gramms im Umfang von mindestens 552 Stunden pro 
Jahr und höchstens 920 Stunden pro Jahr durch eine 
Fachkraft der Einrichtung. 

Die Tätigkeiten umfassen insbesondere:

a)  Angebote zur fachlichen Begleitung der am Landes-
programm teilnehmenden Schulen, Netzwerke und 
Kindertageseinrichtungen, sofern diese ein Teil eines 
regionalen Netzwerks sind,

b)  Anwerbung und aktive Hinführung weiterer Einrich-
tungen zur Beteiligung am Landesprogramm,

c)  aktive Beteiligung bei der Einwerbung und Gewin-
nung regionaler Partnerinnen und Partner des Lan-
desprogramms, einschließlich der Unterstützung bei 
der Zusammenarbeit mit einzelnen Schulen und gege-
benenfalls Kindertageseinrichtungen,

d)  Mitwirkung bei der regionalen Öffentlichkeitsarbeit 
des Landesprogramms,

e)  fachliche und organisatorische Unterstützung bei den 
regionalen Veranstaltungsformaten des Landespro-
gramms (Infoveranstaltungen, BNE-Module, Aus-
tauschtreffen) und

f)  nur soweit dies in den jeweiligen Förderzeitraum fällt: 
Mitarbeit in den Jurys der Region sowie bei der Aus-
richtung regionaler Auszeichnungsfeiern. 

2.1.3
Handlungsfeld Netzwerkaktivitäten in der Region

Verbindlich:

Mindestens einer der nachfolgend aufgeführten Ansätze 
muss verfolgt werden, weitere Aktivitäten können ausge-
führt werden.

a)  Horizontale Vernetzung mit weiteren interessierten 
Nichtregierungsorganisationen, BNE- Expertinnen 
und –Experten und Kommunen oder Kreisen zwecks 
Austausch, Zusammenarbeit sowie Sichtbarmachung 
von gelingender BNE-Arbeit durch gemeinsame Öf-
fentlichkeitsarbeit und Aktionen, weitere Vernet-
zungsaktivitäten sind nicht ausgeschlossen,

b)  Unterstützung und Beratung von Kommunen, Nicht-
regierungsorganisationen und weiteren Akteurinnen 
und Akteuren vor Ort bei der Verknüpfung lokaler 
Nachhaltigkeitsthemen mit Bildungsaktivitäten,

c)  Mitarbeit in bereits bestehenden kommunalen bezie-
hungsweise regionalen Bildungsnetzwerken.

2.1.4
Handlungsfeld Kooperation im Landesnetzwerk Bildung 
für nachhaltige Entwicklung NRW

Verbindlich:

Teilnahme am überregionalen Austausch der im Netz-
werk integrierten Einrichtungen (zum Beispiel an Lan-
desnetzwerktreffen),

–  Mitwirkung in Arbeitskreisen des Landesnetzwerkes,

–  Beteiligung an der landesweiten Durchführung ge-
meinsamer Bildungsprojekte und -aktionen gebündelt 
über die Koordinierungsstelle im Landesnetzwerk,

–  verpfl ichtende Teilnahme am einheitlichen Berichts-
wesen zur Gewährleistung eines Förderprogramm-
Controllings sowie Beteiligung an wissenschaftlichen 
Begleituntersuchungen,
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–  gemeinsame Öffentlichkeitsarbeit im Landesnetz-
werk. 

2.1.5 
Handlungsfeld fachbezogene Weiterbildung und Qualifi -
zierung

nach Bedarf zum Beispiel:

–  Qualifi zierung im Bereich digitales Lernen und Arbei-
ten (zum Beispiel Weiterbildung von Projektmitarbei-
tenden im Umgang mit digitalen Medien und deren 
Einsatz in der pädagogischen Arbeit), 

–  Weiterbildung zu Themen der nachhaltigen Entwick-
lung zur Verknüpfung von Umwelt und Entwicklungs-
fragen,

–  Weiterbildung und Qualifi zierung in Fragen der in-
klusiven Bildungsarbeit,

–  Qualifi zierung zu Aspekten einer BNE-Zertifi zierung,

–  Präventionsarbeit in Fragen der Kindeswohlgefähr-
dung.

Es werden höchstens 40 Stunden für Fortbildungen pro 
Jahr und Einrichtung gefördert.

2.2
Sonstige Projektförderungen

Gegenstand der Förderung sind Maßnahmen und Pro-
jekte, die der Förderung von Nachhaltigkeitsbewusstsein 
und -handeln im Rahmen einer Bildung für nachhaltige 
Entwicklung dienen, die Vermittlung von interdisziplinä-
rem Fachwissen unterstützen und den Austausch zwi-
schen den Akteurinnen und Akteuren befördern.

Förderfähig sind insbesondere:

a)  Vorhaben zur Vermittlung von systemischen Zusam-
menhängen der Ziele einer nachhaltigen Entwicklung 
im Rahmen der Bildung für nachhaltige Entwicklung,

b)  Erprobung und Umsetzung von innovativen Metho-
den, Konzepten und Ansätzen einer handlungs- und 
beteiligungsorientierten Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung, 

c)  Maßnahmen zur Stärkung einer vernetzten Zusam-
menarbeit von Multiplikatorinnen und Multiplikato-
ren der Bildung für nachhaltige Entwicklung und 

d)  Entwicklung und Erprobung digitaler Formate einer 
Bildung für nachhaltige Entwicklung.

3
Zuwendungsempfängerin oder Zuwendungsempfänger

3.1
Netzstruktur BNE-/Umweltbildungseinrichtungen 

Zuwendungsempfängerin oder Zuwendungsempfänger 
für Projekte der Nummer  2.1 ist die Trägerin oder der 
Träger einer Umweltbildungseinrichtung mit Sitz in 
Nordrhein-Westfalen. Dies sind: 

a)  gemeinnützig tätige juristische Personen des Privat-
rechts wie Vereine und Verbände sowie Stiftungen 
oder Gesellschaften,

b)  Kirchen,

c)  Gemeinden und Gemeindeverbände oder

d)  andere Körperschaften des öffentlichen Rechts. 

Natürliche Personen sind als Zuwendungsempfänger 
ausgeschlossen. 

Zuwendungen werden nicht gewährt für Einrichtungen 
des Bundes, des Landes Nordrhein-Westfalen und Biolo-
gische Stationen, die gefördert werden nach dem Rund-
erlass des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz „Förderrichtli-
nien Biologische Stationen NRW“ vom 1. Januar 2005 
(MBl. NRW. S.  564), der zuletzt durch Runderlass vom 
12. Mai 2021 (MBl. NRW. S. 585) geändert worden ist.

3.2

Sonstige Projektförderung

Zuwendungsempfängerin oder Zuwendungsempfänger 
für Projekte der Nummer  2.2 sind juristische Personen 
des öffentlichen Rechts und Privatrechts, soweit sie als 
Umweltbildungsanbieterin oder Umweltbildungsanbie-
ter tätig sind und gemeinnützige Zwecke verfolgen.

4

Zuwendungsvoraussetzungen

4.1

Netzstruktur BNE-/Umweltbildungseinrichtungen

Voraussetzung für die Gewährung einer Zuwendung ist, 
dass eine am Netz beteiligte Einrichtung auf allen unter 
Nummer  2.1 als verbindlich beschriebenen Handlungs-
feldern aktiv wird, wobei Umfang und Intensität der 
Maßnahmen je nach Größe und Reichweite der Einrich-
tung unterschiedlich sein können. Die Zuwendung wird 
insoweit auf Basis einer qualifi zierten und quantifi zier-
ten Maßnahmenplanung gewährt. 

Als Kriterien bei einer Erstantragstellung werden ange-
legt:

a)  Vorlage eines integrierten Gesamtkonzeptes mit An-
gaben

 aa)  zu den angewandten pädagogischen Grundlagen 
der Einrichtung im Sinn einer Bildung für nach-
haltige Entwicklung in Verbindung mit Möglich-
keiten eines erfahrungs- und handlungsorientier-
ten Lernens und der Nutzung eines hierfür geeig-
neten Außengeländes (Kriterium der fachlichen 
Eignung der Einrichtung),

 bb)  zur aktuellen regionalen oder kommunalen Veran-
kerung beziehungsweise Bedeutung der Einrich-
tung unter Berücksichtigung ihres räumlichen 
Einzugsgebietes, der Zielgruppenerreichung so-
wie bestehender Kooperationen und Vernetzungs-
aktivitäten (Kriterium der regionalen Relevanz),

 cc)  zu den geplanten Maßnahmen, Vernetzungsaktivi-
täten und damit verfolgten Zielen während des 
Projektzeitraums (Maßnahmenplan) in Verbin-
dung mit einem entsprechenden Kosten- und Fi-
nanzierungsplan (Kriterium eines prüffähigen 
Projektantrags, Maßnahmenplans) und

 dd)  Der Nachweis einer geltenden BNE-Zertifi zie-
rung NRW und des aktuellen Leitbildes der Ein-
richtung.

Für die Folgeantragstellung gilt:

a)  sofern sich gegenüber dem Vorjahr keine Änderungen 
ergeben haben, ist die Vorlage eines prüffähigen Pro-
jektantrags mit Maßnahmenplan in Verbindung mit 
einem Kosten- und Finanzierungsplan für die neue 
Förderperiode sowie der Nachweis einer aktuell gel-
tenden BNE-Zertifi zierung NRW ausreichend,

b)  Eine Zuwendung für Einrichtungen in freier Träger-
schaft mit dauerhafter Unterstützung Dritter (bei-
spielsweise in Form einer kostenfreien Bereitstellung 
von Flächen und Gebäuden, fi nanzieller Zuschüsse 
für Personal- und Sachausgaben) oder kommunale 
Einrichtungen wird nur gewährt, wenn das beste-
hende Engagement im Bewilligungszeitraum im Um-
fang vor der Antragstellung erhalten bleibt. Dem An-
trag ist eine entsprechende, formlose Erklärung des 
Dritten gesondert beizufügen. 

4.2

Sonstige Projektförderung

Die Maßnahme muss an der jeweils aktuellen Landes-
strategie Bildung für nachhaltige Entwicklung (abrufbar 
unter www.umwelt.nrw.de) anknüpfen und zur Umset-
zung der darin formulierten Zielsetzungen beitragen. Als 
Nachweis dient eine schriftliche Darstellung der Bezüge 
und Beiträge zur Erreichung der Ziele der BNE-Strate-
gie.
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5
Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5.1
Zuwendungsart

Die Zuwendung erfolgt als Projektförderung.

5.2
Finanzierungsart

Die Zuwendung wird in Form einer Anteilsfi nanzierung 
gewährt.

5.3
Form der Zuwendung

Die Förderung erfolgt als Zweckgebundener Zuschuss 
beziehungsweise zweckgebundene Zuweisung.

5.4
Höhe der Zuwendung

5.4.1
Netzstruktur BNE-/Umweltbildungseinrichtungen

–  Der Zuschuss beziehungsweise die Zuweisung kann je 
nach Umfang des Gesamtvorhabens in der Region be-
ziehungsweise Kommune in unterschiedlicher Höhe 
gewährt werden. Die Höhe des Landesanteils an den 
zuwendungsfähigen Gesamtausgaben beträgt grund-
sätzlich 80 Prozent, höchstens jedoch 110 000 Euro 
pro Einrichtung im Jahr.

–  Sollte ein besonderes Landesinteresse vorliegen, kön-
nen im Einzelfall bei außergemeindlichen Trägern 
entsprechend der Nummer  2.3 der Verwaltungsvor-
schriften zu § 44 der Landeshaushaltsordnung bis zu 
100 Prozent der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben 
aus Landesmitteln bezuschusst werden, höchstens je-
doch 110 000 Euro pro Einrichtung im Jahr. Ein be-
sonderes Landesinteresse liegt vor, wenn die Einrich-
tung über eine Alleinstellung in ihrer Region verfügt 
und in diesem Raum keine weiteren außerschulischen 
Lernorte der Umweltbildung vorhanden sind, die die 
Übernahme der Funktion eines Regionalzentrums im 
Landesnetzwerk Bildung für nachhaltige Entwick-
lung NRW übernehmen können und die Einrichtung 
nicht in der Lage ist, den erforderlichen Eigenanteil 
selbst zu erbringen. Der Nachweis erfolgt durch eine 
Eigenerklärung der Antragstellerin oder des Antrag-
stellers.

5.4.2
Sonstige Projektförderungen

Die Höhe des Landesanteils an den zuwendungsfähigen 
Gesamtausgaben beträgt bis zu 80 Prozent.

5.5

Bemessungsgrundlage und sonstige Zuwendungsbestim-
mungen

–  Zuwendungsfähige Ausgaben sind projektbezogene 
Personal- und Sachausgaben. 

–  Personalausgaben werden nur dann als zuwendungsfä-
hig anerkannt, wenn sie sich eindeutig dem geförderten 
Projekt zuordnen lassen – das heißt projekt- und auf-
gabenbezogen sind – und durch Ausgabebelege nach 
Nummer 6.7 der Allgemeinen Nebenbestimmungen für 
Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P) belegt 
werden können. Es sind projektbezogene Anstellungs-
verträge oder – bei bereits bestehenden Verträgen – ent-
sprechende Freistellungsvermerke für die jeweiligen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf Verlangen, spä-
testens jedoch mit dem Verwendungsnachweis, vorzule-
gen. Zum Nachweis des Umfangs zuwendungsfähiger 
Personalausgaben sind personenbezogene monatliche 
Stundennachweise unter Nennung der konkret wahr-
genommenen Aufgaben und des dazu benötigten Zeit-
aufwandes zu führen und auf Verlangen, spätestens als 
Anlage zum Verwendungsnachweis, vorzulegen. Soweit 
die jeweiligen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit 

ihrer gesamten Arbeitszeit vollumfänglich im vorlie-
genden Projekt beschäftigt sind und keine anderen Tä-
tigkeiten beim Zuwendungsempfänger versehen, kann 
auf die personenbezogenen monatlichen Stundennach-
weise verzichtet werden.

Durch die Durchführung des Vorhabens dürfen dem 
Land Nordrhein-Westfalen keine arbeitsrechtlichen Ver-
pfl ichtungen entstehen.

–  Bürgerschaftliches Engagement in der Form von frei-
willigen, unentgeltlichen Arbeiten kann bei der Er-
mittlung der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben als 
fi ktive Ausgabe in Höhe von pauschal 15 Euro pro ge-
leistete Arbeitsstunde angerechnet werden. Die als 
bürgerschaftliches Engagement zu berücksichtigen-
den Leistungen dürfen nicht in Erfüllung einer Ver-
pfl ichtung aus einem Beschäftigungsverhältnis oder 
einer organschaftlichen Stellung bei der Zuwen-
dungsempfängerin oder dem Zuwendungsempfänger 
erbracht werden.

Der Beleg der geleisteten Arbeitsstunden erfolgt durch 
einfache Stundennachweise (mit Namen und Unter-
schrift der Leistungserbringerin oder des Leistungser-
bringers, Datum, Dauer und Art der Leistung). Diese 
sind von der Antragstellerin oder dem Antragsteller ge-
genzuzeichnen. Die Anerkennung bürgerschaftlichen En-
gagements ist dadurch begrenzt, dass die Zuwendung die 
Summe der tatsächlich verausgabten förderfähigen Ge-
samtausgaben nicht übersteigt.

–  Zweckgebundene Spenden können bei der Bemessung 
der Zuwendung als Einnahmen außer Betracht blei-
ben, soweit bei der Zuwendungsempfängerin oder 
dem Zuwendungsempfänger ein aus eigenen Mitteln 
zu erbringender Anteil in Höhe von 10 Prozent der 
zuwendungsfähigen Gesamtausgaben verbleibt. Dar-
überhinausgehende zweckgebundene Spenden sind 
als Einnahmen zu berücksichtigen.

–  Mit der Annahme der Fördermittel ist die Zuwen-
dungsempfängerin beziehungsweise der Zuwendungs-
empfänger zur aktiven Mitarbeit der Einrichtung im 
Verbund mit anderen beteiligten Netzpartnerinnen 
und Netzpartnern zu verpfl ichten.

–  Eine Förderung nach Nummer  2.1 setzt eine aktuell 
geltende BNE-Zertifi zierung NRW voraus. Über-
gangsweise kann für das Jahr 2022 nachgewiesen 
werden, dass die Einrichtung sich in einem laufenden 
Zertifi zierungsprozess befi ndet. Der Antragsteller 
oder die Antragstellerin reicht hierzu die Bestätigung 
der Geschäftsstelle der BNE-Zertifi zierung NRW über 
den defi nierten Abgabetermin der Zertifi zierungsun-
terlagen ein.

6
Verfahren

6.1
Antragsverfahren

6.1.1
Netzstruktur BNE-/Umweltbildungseinrichtungen

–  Erstanträge auf Gewährung von Zuwendungen für 
Projekte nach Nummer 2.1 sind jeweils schriftlich bis 
zum 31. Oktober eines Jahres für das Folgejahr bei der 
Bewilligungsbehörde zu stellen. Die Antragsformulare 
sind im Internet abrufbar (www.lanuv.nrw.de). 

–  Folgeanträge auf Gewährung von Zuwendungen für 
Projekte nach Nummer 2.1 sind jeweils schriftlich bis 
zum 15. Dezember eines Jahres für das Folgejahr bei 
der Bewilligungsbehörde zu stellen. Die Antragsfor-
mulare sind im Internet abrufbar (www.lanuv.nrw.de).

–  Das integrierte Gesamtkonzept (siehe Nummer 4.1) ist 
im Vorfeld einer Antragstellung der Koordinierungs-
stelle im Landesnetzwerk Bildung für nachhaltige 
Entwicklung NRW zur fachlichen Stellungnahme und 
inhaltlichen Abstimmung in Form einer Projektskizze 
vorzulegen. 

–  Bei Erstantragstellung ist dem Projektantrag das in-
tegrierte Gesamtkonzept als Anlage beizufügen, zu-
züglich:
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 a)  Informationen zur Trägerstruktur der Einrichtung 
und zu den an der Trägerschaft Beteiligten,

 b)  Bestätigung der Gemeinnützigkeit (Freistellungs-
bescheid des Finanzamts),

 c)  einer Übersicht der fi nanziellen Aufstellung der 
Einrichtung in Form der Jahresabschlüsse der bei-
den Vorjahre. 

–  Bei Folgeanträgen ist neben dem Antrag ein neuer 
Maßnahmenplan für den weiteren Projektzeitraum 
mit entsprechendem Kosten- und Finanzierungsplan 
beizufügen. Sofern sich bei den übrigen Anlagen ge-
genüber der vorangegangenen Antragstellung Ände-
rungen ergeben, sind auch diese in aktualisierter 
Form einzureichen (Trägerstruktur, pädagogisches 
Konzept, Geländenutzung, regionale Zielgruppener-
reichung und Kooperationen, Auszeichnungen).

6.1.2
Sonstige Projektförderungen

Anträge auf Gewährung von Zuwendungen für Projekte 
der Nummer 2.2 sind schriftlich an die Bewilligungsbe-
hörde zu richten. Die Antragsformulare sind im Internet 
unter www.lanuv.nrw.de abrufbar. 

Als Anlagen sind die Darstellung der Bezüge zur jeweils 
geltenden BNE-Strategie und die Bestätigung der Ge-
meinnützigkeit (Freistellungsbescheid des Finanzamts) 
beizufügen.

6.2
Bewilligungsverfahren

Bewilligungsbehörde ist das Landesamt für Natur, Um-
welt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen.

6.3
Auszahlungsverfahren

Die Auszahlung erfolgt auf Anforderung durch die Zuwen-
dungsempfängerin beziehungsweise den Zuwendungs-
empfänger gemäß Nummer 7 der Verwaltungsvorschriften 
zu § 44 der Landeshaushaltsordnung beziehungsweise der 
Verwaltungsvorschriften für Zuwendungen an Gemeinden 
zu § 44 der Landeshaushaltsordnung.

6.4
Verwendungsnachweis

Der Verwendungsnachweis ist unter sinngemäßer An-
wendung der Anlage 4 zu Nummer 10 der Verwaltungs-
vorschriften für Zuwendungen an Gemeinden zu §  44 
der Landeshaushaltsordnung zu führen.

Für Projekte zu Nummer 2.1:

–  Abweichend von Nummer  6.1 Satz  1 ANBest-P und 
Nummer  7.1 Satz  2 ANBest-G ist der Verwendungs-
nachweis bis spätestens drei Monate nach Beendigung 
des Durchführungszeitraumes vorzulegen. 

–  Mit Inbetriebnahme eines Förderprogramm-Control-
lings wird die Vorlage eines Sachberichtes gemäß 
Nummer  6.2 und 6.3 der ANBest-P beziehungsweise 
Nummer  7.2 und 7.3 der ANBest-G durch die ver-
pfl ichtende Teilnahme an dem Controlling ersetzt. 

–  Das Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz wird zur Bewertung 
der Zielerreichung und Wirkungen der Fördermaß-
nahmen, Evaluierungsprozesse durchführen. Zur 
Durchführung von Erfolgskontrollen im Sinn von Ver-
waltungsvorschriften Nummer  11 a zu §  44 der Lan-
deshaushaltsordnung sind die Zuwendungsempfän-
gerinnen und Zuwendungsempfänger verpfl ichtet, die 
für die Erfolgskontrolle notwendigen Daten dem Mi-
nisterium oder den damit beauftragten Institutionen 
zeitnah zur Verfügung zu stellen. Die Informationen 
werden ausschließlich im Rahmen der Evaluationen 
verwendet, vertraulich behandelt und so anonym ver-
öffentlicht, dass ein Rückschluss auf einzelne Perso-
nen, Organisationen oder Einrichtungen nicht mög-
lich ist.

7
Schlussbestimmungen

Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veröffentlichung 
in Kraft. Er tritt am 31. Dezember 2026 außer Kraft. 

Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten tritt der Runderlass 
des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Landwirt-
schaft, Natur- und Verbraucherschutz „Förderrichtlinien 
BNE-/Umweltbildungseinrichtungen NRW“ vom 7. Sep-
tember 2016 (MBl. NRW. S.  515), der durch Runderlass 
vom 13. Oktober 2017 (MBl. NRW. S. 963) geändert wor-
den ist, außer Kraft.

– MBl. NRW. 2021 S. 797

7824

Richtlinie 
über die Gewährung von Zuwendungen zur 

 Förderung der Verbesserung von Gesundheit und 
Robustheit landwirtschaftlicher Nutztiere

(FöRL GuR)
Runderlass 

des Ministeriums für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz 

– II-2- 63.05.07.03 –

Vom 20. September 2021

1
Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

Das Land gewährt Zuwendungen für die Verbesserung 
der Gesundheit und Robustheit landwirtschaftlicher 
Nutztiere nach Maßgabe dieser Richtlinie und auf Grund 
folgender Normen in der jeweils geltenden Fassung:

a)  des Artikels 27 der Verordnung (EU) Nr.  702/2014 
der  Kommission vom 25. Juni 2014 zur Feststellung 
der Vereinbarkeit bestimmter Arten von Beihilfen im 
Agrar- und Forstsektor und in ländlichen Gebieten 
mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 
und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Euro-
päischen Union (ABl. L 193 vom 1.7.2014, S. 1), 

b)  GAK-Gesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21. Juli 1988 (BGBl. I S. 1055), in Verbindung mit 
dem vom Planungsausschuss der Gemeinschaftsauf-
gabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küs-
tenschutzes“ am 26. April 2021 beschlossenen gülti-
gen Rahmenplan, 

c)  der §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 26. April 1999 (GV. 
NRW. S. 158),

d)  des Runderlasses des Finanzministeriums „Verwal-
tungsvorschriften zur Landeshaushaltsordnung“ vom 
10. Juni 2020 (MBl. NRW. S. 309).

1.1

Die Förderung zielt dabei ab auf:

a)  Züchterische Verbesserung der Gesundheit und Ro-
bustheit landwirtschaftlicher Nutztiere, bei der dafür 
relevante Merkmale erhoben, ausgewertet und für die 
Abschätzung der genetischen Qualität der Tiere zur 
Erreichung eines züchterischen Fortschritts aufberei-
tet werden,

b)  Verbesserung der Datengrundlage für züchterische 
Beurteilungen und züchterische Entscheidungen bei 
Merkmalen der Gesundheit und Robustheit,

c)  Erhöhung der Gewichtung von Merkmalen der Ge-
sundheit und Robustheit bei Selektionsentscheidun-
gen,

d)  Verbesserte Information für Abnehmer von Zuchtpro-
dukten (Landwirte) über die Veranlagung im Bereich 
Gesundheit und Robustheit auch im Rahmen von 
Stichproben oder Warentests und
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e)  Beschleunigung des züchterischen Fortschritts in Be-
zug auf gesundheits- und robustheitsrelevante Merk-
male und damit eine Verbesserung der Tiergesundheit 
und Robustheit in der Praxis und, in geeigneten Fäl-
len, der Verlängerung der Nutzungsdauer der land-
wirtschaftlichen Nutztiere.

1.2

Ein Anspruch auf Gewährung der Zuwendung besteht 
nicht. Die Bewilligungsbehörde entscheidet aufgrund ih-
res pfl ichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügba-
ren Haushaltsmittel. 

2
Gegenstand der Förderung

2.1

Förderfähig sind die einem landwirtschaftlichen Unter-
nehmen (Endbegünstigte oder Endbegünstigter) entste-
henden Ausgaben für die Datenerhebung und Datenaus-
wertung von Merkmalen zur Gesundheit und Robustheit 
durch eine tierzuchtrechtlich anerkannte Zuchtorganisa-
tion oder eine Kontrollvereinigung unter Aufsicht der 
Fachbehörde (Direktorin oder Direktor der Landwirt-
schaftskammer Nordrhein-Westfalen als Landesbeauf-
tragte oder Landesbeauftragter).

2.2
Von der Förderung ausgeschlossen sind:

a)  Ausgaben für routinemäßig durchgeführte Kontrollen 
zur Bestimmung der Milchqualität,

b)  Ausgaben für technische Hilfe, die die Tiereigentüme-
rin oder der Tiereigentümer im Rahmen der Kontrol-
len leistet,

c)  Ausgaben für Merkmalserfassungen, deren Daten 
züchterisch nicht zur Verbesserung von Gesundheit 
und Robustheit genutzt werden können,

d)  Ausgaben für Maßnahmen, die bereits bei der Bemes-
sung von Beihilfen auf Grund anderer Förderungs-
maßnahmen berücksichtigt worden sind,

e)  Ausgaben für Datenerhebungen, die aufgrund öffent-
lich-rechtlicher Vorgaben vorgeschrieben sind und

f)  Ausgaben für die Datenerhebung und -auswertung 
bei Tieren, die nicht in Nordrhein-Westfalen gehalten 
werden

3
Zuwendungsempfängerin oder Zuwendungsempfänger

3.1

Zuwendungsempfangende sind Zuchtorganisationen 
oder Kontrollvereinigungen, die nach den Bestimmungen 
des Tierzuchtrechts die Leistungsprüfungen oder Zucht-
wertschätzungen vornehmen oder Stellen, die Datener-
hebungen und -auswertungen unter Aufsicht der zustän-
digen Fachbehörde zur Bestimmung der genetischen 
Qualität durchführen.

Zuwendungen werden nur gewährt, wenn die beteiligten 
Zuwendungsempfangenden in ihren Zuchtprogrammen 
oder Satzungen die Verbesserung der Gesundheit und 
Robustheit landwirtschaftlicher Nutztiere zu einem 
Schwerpunkt machen.

Die oder der Endbegünstigte der Beihilfe ist das land-
wirtschaftliche Unternehmen, das eine vergünstigte 
Dienstleistung erhält.

Endbegünstigte können ausschließlich landwirtschaftli-
che Unternehmen unbeschadet der gewählten Rechts-
form sein, die im Sinn von Anhang I der Verordnung (EU) 
Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Fest-
stellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Bei-
hilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Arti-
kel  107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (ABl. L 187 vom 26.6.2014, S.1), 
Kleinstunternehmen, kleine oder mittlere Unternehmen 
sind.

3.2

Von der Förderung ausgeschlossen sind Unternehmen 
nach Nummer 3.1, die

3.2.1

sich im Sinn der „Leitlinien für staatliche Beihilfen zur 
Rettung und Umstrukturierung nichtfi nanzieller Unter-
nehmen in Schwierigkeiten“ (ABl. C 249 vom 31.7.2014, 
S. 1) in Schwierigkeiten befi nden,

3.2.2

einer Rückforderung auf Grund einer früheren Kommis-
sionsentscheidung zur Feststellung der Rechtswidrigkeit 
und Unvereinbarkeit einer Beihilfe mit dem Binnen-
markt nicht Folge geleistet haben.

4
Zuwendungsvoraussetzungen

4.1

Zuwendungsvoraussetzung ist, dass Zuwendungsemp-
fangende eine Betriebsstätte oder Niederlassung in 
Nordrhein-Westfalen haben.

4.2

Der Endbegünstigte muss eine Betriebsstätte in Nord-
rhein-Westfalen haben.

Im Vertrag oder der Vereinbarung hat der Endbegüns-
tigte die Zuwendungsempfangenden für die Wahrneh-
mung der Vertretungsbefugnis im Verwaltungsverfahren 
zu bevollmächtigen.

4.3

Die erfassten Daten zu Merkmalen der Tiergesundheit 
und Robustheit sind im Sinn des Zuwendungszweckes 
im Rahmen von Zuchtprogrammen, welche Merkmale 
der Gesundheit und Robustheit berücksichtigen, tier-
zuchtrechtlich anerkannter Zuchtorganisationen bereit-
zustellen und aufzubereiten oder zur Bewertung von 
Zuchtprodukten einschließlich Kreuzungsherkünften 
hinsichtlich Gesundheit und Robustheit vorzusehen.

4.4

Die Daten erhebenden Zuwendungsempfangenden un-
terliegen dabei der Überwachung der nach Landesrecht 
zuständigen Fachbehörde (Direktorin oder Direktor der 
Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen als Lan-
desbeauftragte oder Landesbeauftragter).  

4.5

Bei der Datenerhebung und –aufbereitung sind mindes-
tens die in Anlage 1 aufgeführten Merkmale zu berück-
sichtigen. Regelungen zur Berücksichtigung weiterer 
Merkmale können durch das für Tierzucht zuständige 
Ministerium des Landes Nordrhein-Westfalen erfolgen.

4.6

Die gelieferten Daten sind von den Zuwendungsempfan-
genden auszuwerten und in einer nachvollziehbaren 
Form, die auch die Entwicklung und Trends aufzeigt, 
darzustellen und der Öffentlichkeit zugänglich zu ma-
chen. Dazu gehört mindestens eine Aufbereitung in ta-
bellarischer und graphischer Form.

4.7

Die Zuwendungsempfangenden müssen den für Tier-
zucht zuständigen Bundesbehörden auf Anfrage und der 
Bewilligungsbehörde jährlich auf Basis der ermittelten 
Daten Informationen zu den erfassten Merkmalen zur 
Verfügung stellen und zwar:

a)  die erfassten Indikatoren im Sinn des Zuwendungs-
zweckes,

b)  Entwicklungen, Trends und Ergebnisse und

c)  aktualisierte langfristige Trends und Ergebnisse über 
die Merkmalsentwicklung.
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Die Bewilligungsbehörde leitet die Informationen zur in-
haltlichen Prüfung an die nach Landesrecht für Tier-
zucht zuständige Fachbehörde weiter. Die Informationen 
und das Ergebnis der Prüfung sind von der Bewilli-
gungsbehörde dem für Tierzucht zuständigen Ministe-
rium des Landes Nordrhein-Westfalen zuzuleiten.

4.8

Die Ergebnisse von überbetrieblichen Auswertungen und 
Bewertungen sind zu veröffentlichen, ohne dass ein 
Rückschluss auf den Einzelbetrieb oder das einzelne Tier 
gezogen werden kann.

4.9

Über die zu erbringende verbilligte Datenerhebung wird 
zwischen dem Endbegünstigtem und der Zuwendungs-
empfangenden ein Vertrag oder eine Vereinbarung abge-
schlossen. Der Vertrag oder die Vereinbarung ist Grund-
lage zur Beantragung der Zuwendung. Er muss insbe-
sondere folgende Angaben enthalten: 

a)  Name des Betriebes, 

b)  Beschreibung des Vorhabens einschließlich seines vor-
aussichtlichen Beginns und Abschlusses, 

c)  Standort und voraussichtliche Kosten des Vorhabens 
sowie 

d)  die voraussichtliche Höhe der Verbilligung (entspre-
chend der nach Nummer 5.4.1 gewährten Beträge).

Der abgeschlossene Vertrag oder die Vereinbarung zwi-
schen Endbegünstigter oder Endbegünstigtem und Zu-
wendungsempfangendem gilt nicht als Maßnahmenbe-
ginn.

5
Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5.1
Zuwendungsart

Die Zuwendungen werden als Projektförderungen ge-
währt.

5.2
Finanzierungsart 

Die Förderung wird in Form einer Festbetragsfi nanzie-
rung gewährt.

5.3
Form der Zuwendung 

Die Zuwendung wird in Form eines Zuschusses gewährt.

5.4
Bemessungsgrundlage / Höhe der Zuwendung

5.4.1

Zuwendungsfähig sind folgende Pauschalbeträge als 
subventionierte Dienstleistung:

a)  17,05 Euro je kontrollierte Milchkuh pro Jahr,

b)  14,50 Euro je kontrollierte Mutterkuh pro Jahr,

c)  5,60 Euro je vollständig erfasstes Mastrind,

d)  0,92 Euro je vollständig erfasstes Mastschwein,

e)  10,58 Euro je kontrollierte Sau und Jahr,

f)  14,50 Euro je kontrolliertes Schaf beziehungsweise 
Ziege pro Jahr und

g)  1,02 Euro je kontrolliertes Mastlamm.

Der Fördersatz beträgt 60 Prozent der pauschalen Aus-
gaben.

Die Höhe des Zuschusses ist auf folgende Höchstbeträge 
begrenzt:

a)  10,23 Euro je kontrollierte Milchkuh pro Jahr,

b)  8,70 Euro je kontrollierte Mutterkuh pro Jahr,

c)  3,36 Euro je vollständig erfasstes Mastrind,

d)  0,55 Euro je vollständig erfasstes Mastschwein,

e)  6,35 Euro je kontrollierte Sau und Jahr,

f)  8,70 Euro je kontrolliertes Schaf beziehungsweise 
Ziege pro Jahr und

g)  0,61 Euro je kontrolliertes Mastlamm.

Als vollständig erfasst gilt ein Masttier, bei dem die 
züchterisch relevanten Daten vom Einstellen in den 
Mastbetrieb bis zum Abgang des Tieres erhoben wurden.

5.4.2

Die Regelung zur Bagatellgrenze nach Nummer  1.1 
Satz 3 der Verwaltungsvorschriften zu § 44 der Landes-
haushaltsordnung wird nicht angewendet.

6

Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1

Die Förderung ist nach Artikel 27 Nummer 1 Buchstabe 
b der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 von der Pfl icht zur 
beihilferechtlichen Anmeldung nach Artikel  108 Ab-
satz  3 des Vertrags über die Arbeitsweise der europäi-
schen Union freigestellt.

6.2

Die Fördermaßnahme ist bis zum 31. Dezember 2022 be-
fristet. Sie kann nach positiver Evaluierung fortgesetzt 
werden.

Die Zuwendungsempfangenden sind zur Mitarbeit an 
der Evaluierung verpfl ichtet.

6.3

Beihilfen für Kontrollen in gewerblichen Betrieben kön-
nen nicht bereitgestellt werden. Für nach steuerlichen 
Vorschriften als gewerblich eingestufte Betriebe ist eine 
Förderung zulässig, soweit das Futter überwiegend auf 
den zum landwirtschaftlichen Betrieb gehörenden, land-
wirtschaftlich genutzten Flächen erzeugt werden kann.

6.4

Aufwendungen, die den Zuwendungsempfangenden im 
Rahmen dieser Maßnahme entstehen, dürfen nur inso-
weit als beihilfefähige Aufwendungen anerkannt wer-
den, als sie nicht bereits bei der Bemessung von Beihil-
fen auf Grund anderer Förderungsmaßnahmen mitbe-
rücksichtigt worden sind, beispielsweise Förderung von 
Erzeugergemeinschaften auf Grund des Agrarmarkt-
strukturgesetzes.

6.5

Die Ergebnisse des geförderten Vorhabens dürfen nur in 
der Bundesrepublik Deutschland oder dem Europäi-
schen Wirtschaftsraum genutzt werden.

7

Verfahren

7.1

Antragsverfahren

Die Zuwendungen sind jährlich vor den Arbeiten bezie-
hungsweise Tätigkeiten für das geförderte Vorhaben von 
den Zuwendungsempfangenden mit schriftlichem Antrag 
und den erforderlichen Unterlagen nach vorgegebenem 
Muster bei der Bewilligungsbehörde zu beantragen. Mit 
dem schriftlichen Antrag erklärt die oder der Zuwen-
dungsempfangende, dass ihr oder ihm Vollmachten der 
oder des Endbegünstigten über die Wahrnehmung der 
Vertretungsbefugnis für die Antragstellung im Verwal-
tungsverfahren vorliegen.

Zur Prüfung der Zuwendungsvoraussetzungen kann die 
Bewilligungsbehörde die Vorlage weiterer Unterlagen 
verlangen.
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7.2
Bewilligungsverfahren

Bewilligungsbehörde ist die Direktorin oder der Direk-
tor der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen 
als Landesbeauftragte oder Landesbeauftragter.

Im Zuwendungsbescheid ist auf die Beteiligung des Bun-
des im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ hinzu-
weisen.

7.3
Auszahlungsverfahren

Es ist von der oder von dem Zuwendungsempfangenden 
bei der Bewilligungsbehörde ein Mittelabruf nach dem 
von der Bewilligungsbehörde vorgegebenem Muster zu 
erbringen.

Die Auszahlung der Zuwendungen wird nach Vorliegen 
der Voraussetzungen von der auszahlenden Stelle des 
Landes direkt an die oder den Zuwendungsempfangen-
den veranlasst.

Die oder der Zuwendungsempfangende weist den Zu-
wendungsanteil bei der Abrechnung gegenüber der oder 
dem Endbegünstigten aus.

7.4
Verwendungsnachweis

Abweichend zu Nummer  6 der Allgemeinen Nebenbe-
stimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung 
(ANBest-P) gilt folgendes: 

Für den vollständigen und abschließenden Nachweis 
über die Durchführung der Fördermaßnahme und die 
zweckentsprechende Verwendung der Zuwendung sind 
von den Zuwendungsempfangenden Aufstellungen über 
die kontrollierten Tiere und der weitergereichten Zuwen-
dungen, gegliedert nach den Endbegünstigten, bis spä-
testens zum 30. April des nachfolgenden Jahres vorzule-
gen. Die Aufstellung gilt als Belegliste.

Mit dem Verwendungsnachweis ist die Auswertung der 
Datenerhebung und gegebenenfalls die geänderte Sat-
zung vorzulegen. Bei der Datenerhebung und -aufberei-
tung sind mindestens die in der von der Bewilligungsbe-
hörde vorgegebenen Excel-Datei festgelegten Merkmale 
zu berücksichtigen. Diese Auswertung ist mit weiteren 
allgemeinen Informationen wie Entwicklungen, Trends 
und Ergebnisse im Rahmen der Evaluierung auf Nach-
frage in elektronischer Form als Excel-Datei vorzulegen.

8
Sonstige zu beachtende Vorschriften

8.1

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der 
Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhe-
bung des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung 
der gewährten Zuwendung gelten die Verwaltungsvor-
schriften zu § 44 der Landeshaushaltsordnung. Es gelten 
die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen 
zur Projektförderung (ANBest-P), soweit nicht in diesen 
Anweisungen Abweichungen zugelassen sind.

8.2
Kontrollmaßnahmen

Der Bundesrechnungshof, der Landesrechnungshof 
Nordrhein-Westfalen, das Bundesministerium für Er-
nährung und Landwirtschaft, das Ministerium für Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz des 
Landes Nordrhein-Westfalen und die Bewilligungsbe-
hörde haben das Recht, das Vorliegen der Voraussetzun-
gen für die Gewährung der Zuwendungen, die Einhal-
tung der im Bescheid festgelegten Bestimmungen, Aufl a-
gen und Bedingungen sowie weitere Fördersachverhalte 
durch Besichtigung an Ort und Stelle und durch Ein-
sichtnahme in die Bücher, Belege und sonstigen Unterla-
gen zu prüfen und Auskünfte einzuholen oder durch Be-
auftragte prüfen und Auskünfte einholen zu lassen.

9
Schlussbestimmungen

Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veröffentlichung 
in Kraft. Er tritt am 31. Dezember 2022 außer Kraft.
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Anlage 1  
 
Mindestens zu erhebende Merkmale 
 
Milchkühe: 
- Stoffwechselstabilität (Fett/Eiweiß-Quotient, Harnstoffgehalt der Milch) 
- Eutergesundheit (somatische Zellen, Auftreten von Mastitis) 
- Robustheit (Exterieurbeurteilung, Geburtsverlauf) 
- Fruchtbarkeit (Erstkalbealter, Zwischenkalbezeit, Anzahl Kalbungen, Totgeburtenrate) 
- Nutzungsdauer 
- natürliche Hornlosigkeit 
 
Mutterkühe: 
- Robustheit (Exterieurbeurteilung) 
- natürliche Hornlosigkeit 
 
Mastrinder: 
- Gesundheit (vorzeitige Abgänge, Abgangsursachen) 
- Entwicklungsvermögen (Wachstum) 
- Schlachtbefunde 
 
Sauen: 
- Nutzungsdauer (Anzahl Würfe, Abgänge und Abgangsursachen) 
- Fruchtbarkeit (Anzahl tot und lebend geborener Ferkel) 
 
Mastschweine: 
- Robustheit (vorzeitige Abgänge und Ursachen) 
- Schlachtbefunde 
 
Schafe/Ziegen: 
- Eutergesundheit (nur bei Milchschafen/Milchziegen) 
- Robustheit 
- Fruchtbarkeit 
- Nutzungsdauer 
- natürliche Hornlosigkeit (nur bei Ziegen) 
 
Mastlämmer: 
- Robustheit 

– MBl. NRW. 2021 S. 801
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7845

Änderung der
RL Schulprogramm NRW

Runderlass 
des Ministeriums für Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz
– VI-1-65.03.01.05 –

Vom 15. September 2021

1

Der Runderlass „RL Schulprogramm NRW“ des Ministe-
riums für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- 
und Verbraucherschutz vom 30. Juni 2017 (MBl. NRW. 
S. 667), der durch Runderlass vom 28. März 2018 (MBl. 
NRW. S. 175) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

1.  Nummer 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In Satz  2 wird das Wort „Kindertagesstätten“ 
durch das Wort „Kindertageseinrichtungen“ und 
werden die Wörter „mit kostengünstiger“ durch 
die Wörter „kostenlos mit“ ersetzt.

 b)  Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

   „Durch diese Förderung soll der Verzehr von 
Obst, Gemüse, Milch und Milchprodukten als Be-
standteil einer gesunden Ernährung von Kindern 
verstetigt und damit ein Grundstein für eine ge-
sunde Ernährung im Kindesalter gelegt werden.“ 

 c)  Der neue Satz 4 wird wie folgt geändert:

  aa)  Vor dem ersten Spiegelstrich wird das Wort 
„Kindertagesstätten“ durch das Wort „Kin-
dertageseinrichtungen“ ersetzt.

  bb)  Nach dem sechsten Spiegelstrich wird fol-
gender Spiegelstrich eingefügt: 

    „–  Landwirtschaftserzeugnisse-Schulprogramm-
Teilnahmeverordnung vom 26.  Mai 2017 
(BGBl. I S. 1288)“

  cc)  Im zehnten Spiegelstrich wird die Angabe 
„30.  September 2003 (MBl. NRW. S.  1254)“ 
durch die Angabe „10. Juni 2020 (MBI. NRW. 
S. 309)“ ersetzt.

 d)  Die neuen Sätze 7 und 8 werden aufgehoben.

 e)  Der neue Satz 7 wird wie folgt geändert:

  aa)  Der erste Spiegelstrich wird wie folgt ge-
fasst:

   „–  den Verzehr von Obst und Gemüse bei 
Kindern durch die Verfügbarkeit an Schu-
len sowie von Milch und Milchprodukten 
an Kindertageseinrichtungen und Schu-
len nachhaltig zu erhöhen und damit dem 
rückläufi gen Verzehr in dieser Alters-
gruppe entgegenzuwirken und die Akzep-
tanz bei Kindern für diese Lebensmittel 
zu steigern,“

  bb)  Im zweiten Spiegelstrich wird das Wort 
„Kindertagesstätten“ durch das Wort „Kin-
dertageseinrichtungen“ ersetzt.

  cc)  Der dritte Spiegelstrich wird wie folgt ge-
fasst:

   „–  das Wissen über Zubereitung und Herstel-
lung von Lebensmitteln sowie Kenntnisse 
über die Geschmacksvielfalt von Obst 
und Gemüse soll gesteigert werden.“

2.  Nach Nummer 2.1 Satz 1 wird folgender Satz einge-
fügt: 

  „Es handelt sich hierbei um ein nicht abschließendes 
Verzeichnis, das durch Vereinbarung zwischen belie-
ferter Einrichtung und Lieferbetrieb im Einzelfall 
ergänzt werden kann, sofern die ausgewählten Er-
zeugnisse den lebensmittelrechtlichen und den nach 
der Delegierten Verordnung (EU) 2017/40 vorgegebe-
nen Anforderungen entsprechen.“

3.  Nummer 2.2 wird wie folgt geändert.

 a)  Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

   „Hierbei handelt es sich um ein abschließendes 
Verzeichnis.“

 b)  In den neuen Sätzen 1 und 3 wird jeweils das 
Wort „Kindertagesstätten“ durch das Wort „Kin-
dertageseinrichtungen“ ersetzt.

4.  In Nummer 3 wird das Wort „Lieferanten“ durch das 
Wort „Lieferbetriebe“ ersetzt.

5.  In Nummer 4.1.1 wird das Wort „Lieferanten“ durch 
das Wort „Lieferbetrieben“; das Wort „Kindertages-
stätte“ durch das Wort „Kindertageseinrichtung“ er-
setzt und die Angabe „(1. August bis 31. Juli des Fol-
gejahres)“ gestrichen. 

6.  Nummer 4.1.2 wird wie folgt geändert:

 a)  In Satz  1 werden die Wörter „sowie Milch und 
Milchprodukte“ durch die Wörter „oder Milch 
und Milchprodukten“ ersetzt.

 b)  Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

   „Fördertage können nur Tage sein, die in der Öff-
nungszeit der Einrichtung liegen.“

7.  In Nummer 4.1.4 werden die Wörter „Lieferanten die 
einschlägigen Vermarktungsnormen und“ durch das 
Wort „Lieferbetriebe“ ersetzt.

8.  In Nummer  5.2 wird nach Wort „Finanzierungsart“ 
die Angabe „: Festbetragsfi nanzierung“ eingefügt.

9.  Die Nummern 5.2.1 und 5.2.2 werden aufgehoben.

10.  Nummer 5.4 wird wie folgt geändert:

 a)  In Satz 1 wird nach dem Wort „Milch“ das Wort 
„und“ durch das Wort „oder“ ersetzt.

 b)  In Satz  2 werden nach dem Wort „Portion “ die 
Wörter „Obst und Gemüse oder Milch und Milch-
produkte“ eingefügt und das Wort „festgelegt“ 
wird durch das Wort „mitgeteilt“ ersetzt.

11.  In Nummer 5.5.2 wird das Wort „Kindertagesstätte“ 
durch das Wort „Kindertageseinrichtung“ ersetzt.

12.  Nummer 6 wird wie folgt gefasst:

 „6 

 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

  Der Lieferbetrieb von Obst und Gemüse sowie Milch 
und Milchprodukten hat jeder belieferten Einrich-
tung einen Lieferschein für die jeweilige Lieferung 
auszustellen, der pro Liefertag Art und Menge der 
gelieferten Erzeugnisse aufl istet.“ 

13.  In Nummer 7.1.2 Satz 2 wird das Wort „entsprechen-
der“ durch das Wort „prüffähiger“ ersetzt.

14.  Nach Nummer 7.3 wird folgende Nummer 7.3.1 ein-
gefügt:

  „7.3.1

  Der Durchführungszeitraum wird im Zuwendungs-
bescheid in einzelne Abrechnungszeiträume einge-
teilt.“

15.  Die bisherige Nummer 7.3.1 wird Nummer 7.3.2 und 
in Satz  3 werden die Wörter „7.3.1.1 sowie 7.3.1.2.1 
und 7.3.1.2.2“ durch die Angabe „7.3.2.1.1 und 
7.3.2.1.2“ ersetzt.

16.  Die Nummern 7.3.1.1 bis 7.3.2 werden wie folgt ge-
fasst: 

 „7.3.2.1

  Obst und Gemüse, Milch und Milchprodukte

  Dem Antrag auf Auszahlung von Zuwendungen für 
die Lieferung von Obst und Gemüse oder Milch und 
Milchprodukten sind beizufügen: 
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  7.3.2.1.1

  Von den belieferten Einrichtungen quittierte Liefer-
nachweise nach dem auf der NRW-Schulprogramm-
Website bereitgestellten Muster.

  7.3.2.1.2

  Eine Zusammenfassung aller Lieferungen im Ab-
rechnungszeitraum über die an die einzelnen Ein-
richtungen gelieferten Erzeugnisse gemäß den quit-
tierten Liefernachweisen.“

17.  Nummer 7.4 wird wie folgt gefasst:

  „7.4
  Verwendungsnachweis

  Die Angaben in den Auszahlungsanträgen gelten als 
Zwischennachweis und Verwendungsnachweis nach 
Nummer  10.01 der Verwaltungsvorschriften zu §  44 
der Landeshaushaltsordnung. Die Vorlage gesonder-
ter Zwischen- und Verwendungsnachweise ist nicht 
erforderlich. Nummer  6 der Allgemeinen Nebenbe-
stimmungen zur Zuwendung zur Projektförderung 
(AnBest-P) wird nicht angewendet.“ 

2

Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veröffentlichung 
in Kraft.

– MBl. NRW. 2021 S. 806

III.

Landespersonalausschuss NRW

Sitzungstermine
des Landespersonalausschusses NRW

im Geschäftsjahr 2022
Bekanntmachung 

der Geschäftsstelle des Landespersonalausschusses NRW
24-42.12.05.01-17- /21

Vom 1. Oktober 2021

Die Sitzungstermine des Landespersonalausschusses 
NRW für das Geschäftsjahr 2022 werden wie folgt fest-
gelegt:

17.* Sitzung: Mittwoch, 23. Februar 2022
Abgabetermin für Anträge: Mittwoch, 26. Januar 2022

18.* Sitzung: Mittwoch, 25. Mai 2022
Abgabetermin für Anträge: Mittwoch, 27. April 2022

Am 1. Juni 2022 beginnt die 18. Amtsperiode.

1. Sitzung:  Mittwoch, 31. August 2022
Abgabetermin für Anträge: Mittwoch, 3. August 2022

2. Sitzung: Mittwoch, 30. November 2022
Abgabetermin für Anträge: Mittwoch, 2. November 2022

Vollständige Antragsunterlagen (§  1 Verfahrensordnung 
der Anlage der Geschäftsordnung des Landespersonal-
ausschusses vom 23. August 2018 (MBl. NRW. S.  480)), 
die bis zum Abgabetermin bei der Geschäftsstelle einge-
hen, werden in der Regel in der folgenden Sitzung be-
handelt.

* 2019 fanden zwei Sondersitzungen statt.

– MBl. NRW. 2021 S. 807

Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge 
und  Integration

Ungültigkeitserklärung eines Dienstsiegels
Bekanntmachung

des Ministeriums für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration 

Vom 14. Oktober 2021

Beim Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und 
Integration des Landes Nordrhein-Westfalen ist der 
nachstehend näher bezeichnete Beglaubigungsstempel 
mit dem Aufdruck „Ministerium für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration des Landes Nordrhein-
Westfalen/ Beglaubigt Regierungsbeschäftigte “ abhan-
dengekommen. 

Der Beglaubigungsstempel wird seit dem 16. November 
2020 vermisst und hierdurch für ungültig erklärt. 

Hinweise, die zum Auffinden des Beglaubigungsstempels 
führen sowie Anhaltspunkte für eine unbefugte Benut-
zung, bitte ich unmittelbar dem Ministerium für Kinder, 
Familie, Flüchtlinge und Integration, Referat Innerer 
Dienst, mitzuteilen. 

Beschreibung des Beglaubigungsstempels: 
Holzstempel, eckig, Breite: 67 mm, Höhe: 35 mm 
Umschrift, kreisförmig, linksstehend: Ministerium für 
Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration des Landes 
Nordrhein-Westfalen 
Innenliegender Aufdruck: Büro 
Kennziffer: Nr. 3 
Nebenstehender Aufdruck, rechts: Beglaubigt Regie-
rungsbeschäftigte

Düsseldorf, den 14. Oktober 2021

Ministerium für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration

Der Staatssekretär

B o t h e

– MBl. NRW. 2021 S. 807
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